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Gute Arbeit(szeiten)
Analyse

Die bestehenden Arbeitszeitrealitäten bewirken eine Ungleichverteilung nicht nur bezahlter Arbeitszeit, sondern auch von bezahlter Arbeit und unentgeltlich erbrachter Leistungen für Betreuung, Hausarbeit, Pflege, Erziehung, etc. Vor diesem Hintergrund bleibt die traditionelle Rollenverteilung zwischen Männern und Frauen weiter gefestigt und Frauen tragen die Hauptlast der Gesamtarbeitszeit. 

Während viele Menschen zu viel arbeiten haben immer mehr Menschen gar keine Arbeit, oder sind unfreiwillig in Teilzeit beschäftigt. Um ein existenzsicherndes Einkommen zu erreichen, müssen viele sogar mehrere Teilzeitjobs kombinieren und arbeiten somit weit über die Grenzen gesundheitlich vertretbarer Arbeitszeit hinaus.

Die Grenzen zwischen Arbeitszeit und Freizeit verschwimmen zunehmend. Permanente Erreichbarkeit ist für viele zur Selbstverständlichkeit geworden. Für Freunde, Familie, Hobbies oder politische/ehrenamtliche Tätigkeiten bleibt weniger Raum. Notwendige Zeiten der Erholung und Entspannung, aber auch der für das Weiterkommen im Job erforderlichen Weiterbildung, finden im täglichen Hamsterrad oft keinen Platz mehr. Die gesundheitlichen Folgen dieses Raubbaus schaffen jede Menge persönliches Leid und verursachen vermehrte betriebs- und volkswirtschaftliche Kosten. Laut Arbeitsklimaindex der AK-OÖ arbeiteten 2014 bereits 34% der Beschäftigten in der Freizeit, 17% im Urlaub und 14% sogar im Krankenstand. 
Gleichzeitig liegt die Dauer der Arbeitszeit deutlich über dem vereinbarten Ausmaß. Bei der wöchentlichen Arbeitszeit Vollzeiterwerbstätiger nimmt Österreich im Europavergleich weiterhin einen Spitzenplatz ein. Ungesunde bzw. sozial beeinträchtigende Arbeitszeitlagen, z.B. an Samstagen und in der Nacht sind für viele Beschäftigte Realität und nach wie vor reißt das Bestreben großer Handelsunternehmen nach der Sonntagsöffnung nicht ab. 
Mit der Zielsetzung, länger im Berufsleben bleiben und gesund in Pension gehen zu können, sind diese Entwicklungen immer weniger vereinbar.

Entwicklungen, Erfolge und Herausforderungen

Es ist Zeit, Arbeit und Arbeitszeit fair zu verteilen, entgrenzte Arbeit neu zu regulieren und eine gesunde Kultur der Arbeitszeit in den Betrieben zu etablieren. Die Verkürzung der Arbeitszeit bedeutet dahingehend eine wesentliche Grundvoraussetzung, die Reduzierung der Überstunden einen ersten Schritt in diese Richtung.
Es braucht aber auch Konzepte, welche die Berücksichtigung individueller und lebensphasenspezifischer Zeitbedürfnisse gewährleisten und ArbeitnehmerInnen ein möglichst hohes Ausmaß an Selbstbestimmungs- und Gestaltungsspielräumen zusichern. Das 2013 im Kollektivvertrag für die Elektro- und Elektronikindustrie und in weiterer Folge im KV für Bergbau und Stahlindustrie erstmals eingesetzte Gestaltungsinstrument der „Freizeitoption“ stellt in Richtung mehr Zeit-Autonomie für ArbeitnehmerInnen einen Meilenstein dar. Im selben Zusammenhang kommt der Verankerung von Möglichkeiten zur beruflichen Auszeit durch Sabbaticals wichtige Bedeutung zu. Auf der gesetzlichen Ebene sind durch Bildungskarenz und Bildungsfreizeit bedeutende Möglichkeiten festgelegt. Eine ebenso wichtige Rolle kommt der Altersteilzeit zu, die auf der einen Seite für ältere ArbeitnehmerInnen eine Möglichkeit bietet, gleitend und flexibel in den Ruhestand zu wechseln und andererseits Beschäftigungschancen für jüngere Menschen schafft. Damit bringt sie gerade für jene Altersgruppen positive Effekte, die in Folge der Krise verhältnismäßig am stärksten von Arbeitslosigkeit betroffen sind.
Fazit: Arbeitszeitpolitik muss auf die Verkürzung der Arbeitszeit abzielen, Vielfalt ermöglichen und Sicherheit geben. Arbeitszeitregelungen sind mit Rechtsansprüchen zu verknüpfen, die den Beschäftigten Wahlmöglichkeiten, Planungssicherheit und Verlässlichkeit bieten. Sie müssen über den Erwerbsverlauf veränderbar sein und somit die Möglichkeit bieten, die jeweilige Lebenssituation zu berücksichtigen. Bei jeder Form der Arbeitszeitflexibilisierung ist darauf Bedacht zu nehmen, dass sich die ergebenden Veränderungen zum Vorteil der ArbeitnehmerInnen auswirken. Ausmaß, Lage und Flexibilität der Arbeitszeit darf sich nicht ausschließlich an den Interessen der Wirtschaft orientieren! Vielmehr muss Arbeitszeit so gestaltet sein, dass ArbeitnehmerInnen Erwerbs- sowie Versorgungsarbeit und Freizeit gut miteinander vereinbaren und ein gesundes, beschwerdefreies Leben führen können!
Forderungen:

Für die Umsetzung der arbeitszeitpolitischen Zielsetzungen auf kollektivvertraglicher und betrieblicher, aber auch auf gesellschaftlicher Ebene, sind entsprechende gesetzliche Rahmenbedingungen unabdingbar. Die folgenden Forderungen richten sich daher in erster Linie an Politik und Gesetzgeber. Sie sind in die Handlungsfelder Wochen-, Jahres- und Lebensarbeitszeit unterteilt, wobei Forderungen auch über diese Felder hinweg ineinandergreifen und dabei Synergien und Wechselwirkungen erzeugen.

Wochenarbeitszeit

· Generelle Verkürzung der Normalarbeitszeit auf 35 Stunden bei vollem Lohn-/Gehaltsausgleich. In einem ersten Schritt soll analog zu vielen KV Regelungen die gesetzliche Arbeitszeit auf 38,5 Stunden reduziert werden. Mittelfristig streben wir eine 30 Stunden Woche an. 
· Rechtsanspruch auf Verteilung der (verkürzten) Arbeitszeit auf vier Tage. 
· Reduzierung von Überstunden: Höhere Beiträge zur Arbeitslosenversicherung für Arbeitgeber, in deren Unternehmen besonders viele Überstunden geleistet werden sowie ein zusätzlicher „Überstunden-EURO“ als Beitrag  ins Gesundheitssystem. Entsprechende Pauschalzahlungen bei All-In-Verträgen.
· Stärkung der Mitwirkungsrechte des Betriebsrates bei Anordnung von Überstunden in Verbindung mit dem Ausbau der Mitbestimmung in Fragen einer adäquaten Personalbemessung.
· Ausbau/Verdichtung der Kontrolle zur Einhaltung von gesetzlichen und kollektivvertraglichen Arbeitszeitregelungen und wirksame Sanktionssysteme gegen Verletzungen arbeitszeitrechtlicher Bestimmungen.

· Wirksame Maßnahmen gegen Einkommensdiebstahl: Werden Entgeltansprüche (z.B. auf Mehr- bzw. Überstundenabgeltung) wiederholt ungebührlich geschmälert, soll dies die Verdoppelung von ArbeitnehmerInnenansprüchen zur Folge haben.
· Festhalten am arbeitsfreien Sonntag: Ausnahmen von der Sonn- und Feiertagsruhe bedürfen einer ausdrücklichen, evaluierbaren Regelung der KollektivvertragspartnerInnen.
· Festlegung von Mindestnormen hinsichtlich zusammenhängender Arbeitszeit, die vom Arbeitgeber nicht einseitig abgeändert werden können, um schikanöse Arbeitszeitlagen bei sogenannten „geteilten Diensten“ von vornherein auszuschließen. 
· Recht auf Änderung des Arbeitszeitausmaßes: Teilzeit muss für alle Beschäftigten unter Beibehaltung der zumindest gleichwertig qualifizierten Tätigkeit möglich sein. 

· Ausbau des Rechtes auf Anhebung des Arbeitszeitfaktors, wenn Teilzeitbeschäftigte regelmäßig Mehrarbeit leisten.

· Rechtsanspruch auf Rückkehr von einer Teilzeit- zur Vollbeschäftigung.
· Vorrang von Teilzeitbeschäftigten bei der Besetzung vergleichbarer Positionen mit höherem Stundenausmaß.

· Entfall des zuschlagsfreien dreimonatigen Durchrechnungszeitraums im Rahmen der Mehrarbeitszuschlagsregelung.
· Arbeitszeitmeldungen an die Sozialversicherung. Bislang ist das Arbeitszeitausmaß im Formular zur Anmeldung eines Arbeitnehmers bei der Sozialversicherung anzugeben. Da die Nichtangabe keine Sanktionen nach sich zieht, gibt es bei der Sozialversicherung keine auswertbaren validen Arbeitszeitdaten. Im Zuge der Umstellung auf den monatlichen Beitragsgrundlagennachweis sollte die Meldung der Arbeitszeiten effektiviert werden.

Jahresarbeitszeit 
· Volle Anrechnung von Vordienstzeiten zum besseren Erreichen der 6. Urlaubswoche. Analog zur Regelung bei der Abfertigung Neu soll der/die ArbeitnehmerIn auch bei Wechsel des Dienstgebers seine/ihre Ansprüche mitnehmen können (sog. Rucksackprinzip).
· Gesetzlicher Anspruch auf bezahlte (Bildungs-) Freistellung im  Ausmaß von 1 Woche jährlich 
· Entwicklung von Rahmenbedingungen, die eine kollektivvertraglich geregelte Gestaltung von betrieblichen bzw. überbetrieblichen Langzeitarbeitskonten ermöglichen, wobei die strikte Trennung von der Gleitzeitkonten, eine einseitiger Verfügbarkeitsanspruch sowie die Konsumation des angesparten Zeitguthabens in Zeit als Prämissen zu gelten haben.
· Weiterer Ausbau der Freizeitoption als bewährtes kollektivvertragliches Instrument zur arbeitnehmerInnenorientierten Arbeitszeitflexibilisierung.
· Verstärkte Einbindung von BetriebsrätInnen in die Personalbemessung durch eine Verpflichtung der Arbeitgeber zur Vorlage einer jährlichen Arbeitszeitbilanz und verpflichtende Berücksichtigung des Handlungsfeldes Arbeitszeit im Rahmen der  Evaluierung psychischer Belastungen.
Lebensarbeitszeit

· Weiterentwicklung bestehender Modelle für berufliche Auszeiten oder reduzierter Arbeitszeiten (Altersteilzeit, Teilpension, Bildungskarenz, Bildungsteilzeit), um sie für eine möglichst große Zahl von ArbeitnehmerInnen zugänglich und auch finanziell erschwinglich werden zu lassen und um unterschiedlichste Lebenssituationen besser gestalten zu können.
· Individueller Rechtsanspruch von ArbeitnehmerInnen auf Altersteilzeit
· Rechtsanspruch auf Bildungskarenz
· Individuellen Rechtsanspruch auf Sabbatical
· Schaffung der gesetzlichen Voraussetzungen zur kollektivvertraglichen Umsetzung von Auszeitmodellen mit dem Ziel, die Lebensqualität der ArbeitnehmerInnen zu verbessern, ihre Gesundheit zu erhalten und die Abgeltung der erworbenen Zeitguthaben auf den Zeitkonten abzusichern. Dabei ist sicherzustellen, dass gesetzliche Instrumentarien, wie Altersteilzeit oder Bildungskarenz nicht substituiert werden.
Auf europäischer Ebene wird die GPA-djp auf die konsequente Umsetzung der arbeitszeitrechtlichen Mindeststandards, wie sie in der europäischen Arbeitszeitrichtlinie festgelegt sind, drängen. Dabei sind insbesondere folgende Punkte zu forcieren:
· Ausdehnung des Geltungsbereiches der Arbeitszeit-Richtlinie auf jene Erwerbstätigen, die Dienstleistungen in wirtschaftlicher Abhängigkeit von einem Auftraggeber erbringen.
· Keine Ausweitung der maximal erlaubten durchschnittlichen Wochenarbeitszeit von derzeit 48 Stunden

· Keinerlei Einschränkung der Sonntagsruhe, insbesondere dürfen nationale kollektivvertragliche Gestaltungsspielräume durch die EU-Gesetzgebung nicht ausgehebelt werden.
· Beseitigung aller Umgehungsmöglichkeiten (opting out, Ausnahme von Führungskräften) und konsequente Ahndung von Verstößen gegen die Arbeitszeit-Richtlinie Es ist sicherzustellen, dass Bereitschaftszeiten bei der Berechnung der Maximalarbeitszeit weiterhin – analog zur EUGH-Judikatur - uneingeschränkt als Arbeitszeit zu werten sind.

· Verankerung des Rechtsanspruchs auf Wechsel zwischen Voll- und Teilzeit in der Arbeitszeitrichtlinie.

· Die europäische Arbeitszeitforschung ist institutionell, finanziell und inhaltlich zu stärken und eine Institution zur modernen interdisziplinären und nachhaltigen Arbeitszeitforschung aufzubauen!
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